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Drucksache VI/597 (neu) 


Sachgebiet 9232 


Der Bundesminister für Verkehr Bonn, den 2. April 1970 

- Der Staatssekretär - 
StV 2 Nr. 2105 Va/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung; 
§ 15 d StVZO 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Mancher, Geisen- 
hofer, Balkenhol, Josten, Burger und Genossen 
- Drucksache VI/539 - 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern sowie 
dem Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit beant- 
worte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Aus welchen Gründen ist die Bundesregierung nicht bereit, 
einer grundsätzlichen Freistellung von der Verpflichtung der 
Bestimmung des § 15 d für Fahrer von Krankenkraftwagen 
zuzustimmen? 

Die Bestimmung des § 15d der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung (StVZO) sieht für die Führung von Kraftomnibussen, 
Omnibus anhängern, Kraftdroschken und Mietwagen eine Fahr- 
erlaubnis zur Fahrgastbeförderung vor. Der Grund für diese 
Regelung besteht darin, daß an den Kraftfahrzeugführer, der 
regelmäßig Fahrgäste befördert, besondere Anforderungen hin- 
sichtlich seiner persönlichen Zuverlässigkeit, seiner Eignung 
sowie bestimmter Fertigkeiten und Kenntnisse (vgl. § 15 e 
StVZO) zu stellen sind. Das muß auch für die Führer von Kran- 
kenwagen gelten, denn ein kranker oder verletzter Fahrgast 
verdient mindestens den gleichen, wenn nicht sogar größeren 
Schutz vor ungeeigneten Fahrern. Eine grundsätzliche Frei- 
stellung vom Erfordernis des § 15d StVZO und damit von den 
Anforderungen des § 15e StVZO kann somit nicht in Betracht 
kommen. Dies ist auch die Auffassung der Mehrheit der zu- 
ständigen obersten Landesbehörden. 

Den Schwierigkeiten, die durch die am 21. Juli 1969 erfolgte 
Neufassung des § 15d StVZO bei den im Unfallrettungsdienst 
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und Krankentransport tätigen Feuerwehren und Hilfsorgani- 
sationen (Deutsches Rotes Kreuz, Arbeiter-Samariter-Bund, 
Johanniter-Unfallhilfe, Malteser-Hilfsdienst) aufgetreten sind, 
kann jedoch zunächst teils durch die Übergangs Vorschrift des 
§ 72 Abs. 2 StVZO zu § 15 e StVZO, teils durch Erteilung von 
Einzelausnahmegenehmigungen begegnet werden. Die genann- 
te Übergangsvorschrift sieht generelle Ausnahmen gerade von 
den Erfordernissen des Alters und der Fahrpraxis vor. 

Im übrigen werden die aufgetretenen Schwierigkeiten und die 
Möglichkeiten für ihre Behebung demnächst in einem eigens 
hierfür gebildeten Arbeitsausschuß besprochen werden. Es soll 
dort auch die Möglichkeit geprüft werden, ob durch organisa- 
tionsinterne Regelungen das behördliche Verfahren des § 15 d 
StVZO ersetzt werden kann, wenn dadurch für die Sicherheit im 
Straßenverkehr mindestens die gleiche Wirkung erzielt wird. 
In diesem Arbeitsausschuß werden - unter Vorsitz des Bun- 
desverkehrsministeriums - sowohl die Feuerwehrverbände 
und die erwähnten Hilfsorganisationen als auch die zustän- 
digen Ressorts einiger Länder vertreten sein. Im Ausschuß 
wird außerdem der Bundesminister des Innern mitarbeiten, da- 
mit eine befriedigende Lösung für die Belange des Katastro- 
phenschutzes entsprechend der bisherigen Regelung des § 2 
Nr, 2 der Sechsten Ausnahmeverordnung zur Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung gefunden werden kann. Die erste Bespre- 
chung wird voraussichtlich Mitte Juni d. J. stattfinden. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, eine gesetzliche Grundlage zu 
schaffen, um eine wesentliche Voraussetzung für einen ein- 
heitlichen Rettungsdienst zu gewährleisten? 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen des Deutschen Bundestages hat auf seinen Wunsch hin 
vom Bundesminister für Verkehr einen „Bericht über den Un- 
fallrettungsdienst in der Bundesrepublik Deutschland" erhalten. 
Der Ausschuß beabsichtigt, ein öffentliches Hearing zum allge- 
meinen Rettungsdienst durchzuführen, dessen Ergebnisse abge- 
wartet werden sollten. 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, eine gesetzliche 
Grundlage vorzuschlagen, nach der ein einheitlicher Rettungs- 
dienst gewährleistet wird. 

3. Nach welchen Gesichtspunkten beabsichtigt die Bundesregie- 
rung den Unfallrettungsdienst und Krankentransport im Rah- 
men der Rechtsverordnung § 58 Abs. 1 des Personenbeförde- 
rungsgesetzes zu regeln? 

Die Bundesregierung bereitet z. Z. den Erlaß einer Rechtsver- 
ordnung nach § 58 Abs. 1 Nr. 2 des Personenbeförderungsge- 
setzes vor, der sämtliche Beförderungen von kranken und ver- 
letzten Personen unterstellt werden sollen, die dem Personen- 
beförderungsgesetz unterliegen. Dabei werden insbesondere 
auch die Ergebnisse der Beratungen des bereits erwähnten 
Arbeitsausschusses berücksichtigt werden. Die Verordnung soll 
sich nur auf Spezialkrankenwagen und nicht auf Personenkraft- 
wagen beziehen. 
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Eine Genehmigung zur Ausführung von Krankenbeförderungen 
soll nur erteilt werden, wenn die erforderliche fadilidie und 
gesundheitlidie Eignung der im Krankentransport verwendeten 
Fahrer und Transportbegleiter gewährleistet ist. Wer berufs- 
mäßig als Krankentransportbegleiter eingesetzt werden soll, 
muß durch eine staatlich anerkannte Prüfung die Kentnisse 
eines Transportsanitäters nachweisfen. Wer nicht berufsmäßig 
als Transportbegleiter oder wer als Fahrer eines Krankenkraft- 
wagens eingesetzt werden soll, muß durch ein Zeugnis einer 
anerkannten Hilfsorganisation nachweisen, daß er an einem 
Lehrgang über Erste Hilfe mit Erfolg teilgenommen hat. 

Wer als Transportbegleiter oder Fahrer eingesetzt werden soll, 
muß die für seine Tätigkeit erforderliche gesimdheitliche Eig- 
nung nachweisen. 

Grundsätzlich sollen die Krankentransport-Unternehmen zur 
Beförderung kranker und verletzter Personen innerhalb des 
Einsatzgebietes verpflichtet sein. Das Einsatzgebiet soll von der 
für das Unternehmen zuständigen obersten Landesverkehrs- 
behörde bestimmt werden. 

4. Sieht die Bundesregierung nicht einen Widerspnnh darin, daß 
auf der einen Seite das Wahlalter von 21 auf 18 Jahre herab- 
gesetz wird, während gleichzeitig das Alter der Menschen, die 
einen Rettungswagen fahren, von 18 auf 21 Jahre herauf- 
gesetzt wurde? 

In der Festsetzung verschiedener Alterserfordernisse beim ak- 
tiven Wahlröcht einerseits und bei der Führung von Kranken- 
und Unfallrettungswagen andererseits ist kein Widerspruch zu 
erblicken. Es handelt sich hier um verschiedene Sachverhalte, 
die picht miteinander vergleichbar sind. Beim Wahlrecht geht 
es darum, ob jemand mit 18 Jahren generell befähigt ist, eine 
Wahlentscheidung zu treffen. Hingegen ko mm t es bei der Er- 
teilung der Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung darauf an, 
ob jemand generell schon mit 18 Jahren oder erst später be- 
stimmte Fähigkeiten, Eigenschaften, Kenntnisse und Erfahrun- 
gen besitzen kann, um ihn laufend mit der Beförderung von 
Fahrgästen im heutigen Verkehr zu betrauen. Ein 18jähriger 
kann die für eine Fahrgastbeförderung notwendige Erfahrung 
beim Führen von Kraftfahrzeugen im Straßenverkehr nicht ge- 
sammelt haben, wenn ihm erst mit 18 Jahren der Erwerb des 
Führerscheins der Klasse 3 rechtlich möglich ist. 

5. Sind der Bundesregierung die finanziellen Auswirkungen be- 
kannt, die dadurdi den Trägem des Rettungsdienstes ent- 
stehen? 

Uber die finanziellen Auswirkungen liegen der Bimdesregie- 
rung keine Zahlen vor. Dieses Problem kann jedoch in dem 
schon erwähnten Arbeitsausschuß erörtert werden. 

Die betroffenen Organisationen sind bereits in einer Bespre- 
chung im November 1969 vom Bundesminister für Verkehr 
gebeten worden, ihre Schwierigkeiten ausführlich und konkret 
darzulegen. Das Deutsche Rote Kreuz hat darauf mitgeteilt, daß 
sich für ihre hauptberuflichen Kräfte kaum Schwierigkeiten er- 
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geben würden, zumal hier die Übergangsbestimmungen des 
§ 72 Abs. 2 StVZO eingreifen. Bei den ehrenamtlich im zusätz- 
lichen Rettungsdienst eingesetzten Helfern des Deutschen Roten 
Kreuzes würde nach vorsichtigen Schätzungen durch die Grenze 
von 21 Jahren ein Ausfall von ca. 40®/o entstehen. Ein fast voll- 
ständiger Ausfall würde bei der Gruppe der Ersatzdienstleisten- 
den (sog. Wehrdienstverweigerer) die im Unfallrettungsdienst/ 
Krankentransport eingesetzt sind, eintreten. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, die Kosten, die sich aus dieser 
Rechtsverordnung ergeben, zu übernehmen? 

Für eine Übernahme der Kosten besteht keine gesetzliche Ver- 
pflichtung. Im übrigen ist zu bemerken, daß die Neufassung des 
§ 15d StVZO nicht zur Behinderung; des Kranken- und Unfall- 
rettungsdienstes der betroffenen Organisationen erfolgt ist, 
sondern im Interesse der Verkehrssicherheit und im Interesse 
der Sicherheit der zu befördernden Kranken und Verletzten vor- 
genommen wurde. 

7. Falls die Bundesregierung nicht bereit ist, in vollem Umfang 
den gerechtfertigten Wünschen der Träger des Rettungsdien- 
stes imd Krankentransportes zu entsprechen, würde sie dann 
wenigstens folgende Altemativlösung billigen? 

Die im Unfallrettungsdienst und Krankentransport tätigen 
Organisationen Arbeiter-Samariterbund, Deutsches Rotes Kreuz, 
Johanniter-Unfallhilfe, Malteser-Hilfsdienst und die Feuer- 
wehren (nachfolgend kurz Hilfsorganisationen genannt) werden 
verpflichtet, als Fahrer der von ihnen .verwendeten Rettungs- 
und Krankentransportwagen nur solche Mitglieder bzw. Be- 
dienstete zuzulassen, die folgende Bedingungen erfüllen; 

a) Besitz der Fahrerlaubnis der Klasse 3 oder 2, 

b) Vollendxmg des 19. Lebensjahres, 

c) Nachweis der persönlichen Zuverlässigkeit, 

d) körperliche und geistige Eignung, durch ein Zeugnis eines 
von der Hilfsorganisation beauftragten Arztes, der in Zwei- 
felsfällen die Beibringung eines Gutachtens einer amtlich 
anerkannten medizinisch-psychologischen Untersuchungs- 
stelle anordnet, 

e) Nachweis, da!ß eine Fahrpraxis von mindestens einem Jahr 
mit einem Fahrzeug der Klasse 3 erfüllt ist, 

f) Nachweis der abgeschlossenen Ausbildung, wie sie die Hilfs- 
organisationen für den Unfallrettungsdienst/Krankentrans- 
port vorgeschrieben haben, mindestens aber nach den Forde- 

j rungen der Rechtsverordnung nach § 58 Ziff. 2 (noch zu 
^ erlassen), 

g) in einer sorgfältigen Überprüfung im Rahmen des Einsatz- 
dienstes, die eine Probefahrt einschließt, hat sich der Leiter 
der Krankentransport-Dienststelle der Hilfsorganisation da- 
von zu überzeugen, daß der Bewerber die Verkehrsvor- 
schriften beherrscht, hinreichende Fahrfertigkeit besitzt, die 
Beseitigung einfacher Störungen vornehmen kann, in der 
Anwendung der verwendeten Funksprechgeräte unterwie- 
sen ist und er über die für den Einsatz erforderlichen Orts- 
kenntnisse verfügt, 

h) Belehrung über die Benutzung der Sondersignale. 

Die vorgesdilagene Alternativlösung ist bereits von den be- 
troffenen Organisationen an das Bundes Verkehrsministerium 
herangetragen worden. Mit Schreiben des Bundesministers für 
Verkehr vom 19. März 1970 wurde den Organisationen mitge- 
teilt, daß die vorgeschlagene Alternativlösung zu begrüßen sei 
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und eine brauchbare Grundlage für die in Aussicht genommene 
Besprechung in dem erwähnten Arbeitsausschuß bilde. Das ge- 
meinsame Ziel dieser Besprechung muß sein, an den Kranken- 
transportfahrer die Anforderungen zu stellen, die er erfüllen 
muß, um bei den heutigen Verkehrsverhältnissen einen schnel- 
len, aber auch sicheren Krankentransport zu gewährleisten. 

8. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Unfallrettungsdienst 
und der Krankentransport vielfach durch das Fehlen finanziel- 
ler Mittel beeinträchtigt werden? 

Soweit der Rettungsdienst von den Feuerwehren ausgeführt 
wird, stehen in der Regel ausreichende Mittel in den betreffen- 
den Haushalten zur Verfügung. 

Die freiwilligen Hilfsorganisationen erhielten von den Bimdes- 
ländern allein zur Durchführung des Rettungsdienstes im Jahre 
1969 Zuwehdimgen folgender Höhe (Angaben der Hilfsorgani- 
sationen) : 



Arbeiter- 

Samariter- 

Bund 

Deutsches 

Rotes 

Kreuz 

Johanniter- 

Unfallhilfe 

Malteser- 

Hilfsdienst 

Baden- 

Württemberg 

15000 

300 000 

15 900 

15 000 

Bayern 

5000 

1 125 000 

21700 

54 000 

Berlin 

- 

- 

- 

- 

Bremen 

- 

- 

- 

- 

Hamburg 

60000 

- 

18 700 

10000 

Hessen 

91000 

335 000 

10 000 

17 500 

Niedersachsen 

22670 

250 303 

32 000 

5660 

Nordrhein- 

Westfalen 

24850 

442 900 

84 331 

125 600 

Rheinland- 

Pfalz 


378220 

8000 

16000 

Saarland 

- 

- 

- 

8000 

Schleswig- 

Holstein 

13000 

101 000 

21000 

10000 

zusammen: 

231 520 

2932423 

211631 

261 760 


Bei der Deutung dieser Tabelle muß berücksichtigt werden, daß 
in einigen Ländern (z. B. Bayern, Baden-Württemberg) das Deut- 
sche Rote Kreuz, in anderen Ländern (z. B. Berlin, Bremen, 
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen) die Feuerwehr 
überwiegender Träger des Rettungsdienstes ist. 

Dem Bundesminister für Verkehr standen im Jahre 1969 zur 
Durchführung von Modellversuchen auf dem Gebiet der Unfall- 
rettung 300000 DM zur Verfügung. Darüber hinausgehende 
Zuwendimgen für Zwecke der Unfallhilfe sind im Bundeshaus- 
halt bisher nicht vorgesehen. Nach Berechnungen des Deutschen 
Roten Kreuzes würde ein Jahresetat von 1 DM je Kopf der 
Bevölkerung ausreichen, um in der Bundesrepublik Deutschland 
einen wirksamen Unfallrettungsdienst zu finanzieren. 
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9. Ist die Bundesregierung bereit, dahin gehend zu wirken, eine 
einheitliche Tarif gestaltung' des Krankentransportes und Ge- 
währung von Zuschüssen der hierfür verant>vortli<hen Be- 
hörden zu erreichen? 

Eine bundeseinheitliche Tarifgestaltung ist nicht beabsichtigt. 
Nach dem Personenbeförderungsgesetz können Beförderungs- 
entgelte für den Krankentransport im Verordnungswege durch 
die zuständigen Landesregierungen festgesetzt werden. Ent- 
sprechend dieser Regelung würden Fragen einer Zuschußge- 
währung ebenfalls in die Zuständigkeit der Länder fallen. 


10. Ist die Bundesregierung bereit, auf die Länder einzuwirken, 
dafi für den Unfallrettungsdienst und Krankentransport in 
Zukunft ausreichende Mittel zur Verfügung gestellt werden? 

Der Bundesminister für Verkehr hat erst vor kurzer Zeit die 
Innenminister der Länder gebeten, den Unfallrettungsdienst zu 
überprüfen und, wo erforderlich, um eine Verbesserung bemüht 
zu sein. Auf die Höhe der von den Ländern bereitzustellenden 
Mittel kann er keinen Einfluß nehmen. 


Wittrode 
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